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»uaa •• kanzler Fii1:'Ke1ne Pläne zur Zerreissung Österreiehs 

3621A.B. , A n f r, a. g e b e a n t W 0 r t _u....!l..& 
zu 406/31 . » 

'/ Zu e1ftel' Anfra.ge der Abg.K 0 P 1 e n i g und Genossen, betreffend die 

Pläne z~ Zerreissung Österreiehs im Dienste der amerikanischen Kriegsvorbe­

reltUQ88n, teilt B~deak~ler Dr.Dipl.-Ing. F i g 1 mit: 

t'Wie aus einer Beantwortung der Anfrage der Abgeordneten Ernst Fischer 

und Genossen durch den Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten, 

batl'ettend den lnhalt der Unterredung des Bundesministers für die Auswärtigen 

Aneel&genheiten mit demOhefkorrespondenten der amerikanischen Zeitung 

'1'." 'lork 1'il\e8' zu entnehmen tat, enthält diese Unterredung keinen Hinweis 

auf tie la.ut Antrage in Aussicht genommenen Schritte. 

WeM in der Anfra.ge behauptet wurde, 'dieser ungeheuerliche Plan, 

der wnter aus4rUckl1oher Berufung auf den Bundesminister Dr.Gruber veröffent­

lieht wurde, 1st von keiner Regierungsstelle dementiert worden'p so ist dem 

~nt88geftZuBtellen, dass kein wie immer gearteter Plan unter ausdrücklicher Ba­

~ auf den Aussenminister Dr.Gruber veröffentlioht wurde. Die 'New York 

~1mes· beriohtete, Österreich nehme für den Fall, dass es von sowjetischer 
. . . Auss1oht. . 

Seite zu. lus.e~sten getrieben werde, bestimmte Massnahmen in D~e 

Bunde8re~ieruag hat sogleioh nach Eintreffen der 'New York Times' in Wien 

dementiert, von ihrer Seit~ seien irgendwelohe Anregungen dieser Art gegälien 

wordea, 

DieBundesreg1e~g hofft im übrigen naoh wie vor, dass sioh auoh 

die Sowjetunlon nach sieben J~ren bereit finden werde, dem Abschluss 
eines österreioh1sohen Staatsvertrages zuz· ... :;;; t:::..~.Ll;J~;,." ;";oiidrne jedoch die SOWJet ... 
~nion, gestüt~t auf mit dem Vertrags thema nicht zusammenhängende EinwendungQn, 

diese MitwirkuDgve~eigezn sollte, wäre es wohl die selbstverständliche 

Pflicht der Bundesregierung, zu prüfen, durch welohe geeign\e Massnahme diese 

sowjetische Mitwirkung herbeigeführt werden könne. Zu solohen mögliohen Schritt:n 

gehört nach Anstcht des Bundesministers für die Auswärtigen Angelegenheiten 
auoh die Anrufung der Vereinten Nationen als der gegebenen Weltsohiedsinstanz 
in Fracen interna.tionaler Streitigkeiten. Es gehört ja zu einer der bedeut­
samsten Traditionen der me.sohliohen Kultur und zur Grundlage friedlioher Ent­
wioklung, internationale Streitfragen Schiedsinstanzen zu übertragen. Die 
Bundesregierungwiirda eine BittEt um Vermittlung erst naoh BesohlussfasSWlg 
d.\U'oh das österreioh.1sohe Parlament an die Vereinten Nationen riohten. Die .Anw 
frager werden daher gegebenenfalls Gelegenheit haben, ihre etwa entgegen­
stehende Meinung rooht •• i*tg dem Hohen Hause zur Kenntnis zu bringen. 

Die Bundesregierung hat übrigens wiederholt erklärt, dass sie Sonder­
verträge mit einzelnen Mäohtegruppen ablehne. Gleichlautende Erklärungen wurden 
a.uch bereits von den Grossmäohtan abgegeben. Von.1rgendwelohen Plänen zur 
Zerre1ssung des Landes kann also keine Rede sein. tI 
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